                                           Тексты для реферирования


Die Jugendkriminalität

Wenn im Zusammenhang mit Jugendkriminalität von Jugendlichen die Rede ist, so sind damit junge Straftäter unter 21 Jahren gemeint.
Eine rechtliche Klassifizierung nach verschiedenen Altersstufen findet sich im Kinder- und Jugendhilfegesetz und im Jugendgerichtsgesetz.
Hiernach sind:
• Kinder – Personen unter 14 Jahren. Sie können nicht bestraft werden, wohl aber kann das Familiengericht Erziehungsmaßnahmen anordnen.
• Jugendliche Personen von 14 bis unter 18 Jahren. Ab 14 Jahren sind sie bedingt strafmündig; sie unterliegen dem Jugendstrafrecht, können also eine Jugendstrafe erhalten.
• Heranwachsende Personen von 18 bis unter 21 Jahren, die wie alle Erwachsenen unbedingt strafmündig sind. Es wird jedoch die individuelle Reife berücksichtigt, so dass im Zweifel das Jugendstrafrecht Anwendung findet.
Von Kinderkriminalität zu sprechen, ist juristisch nicht korrekt. Kinder sind nach dem Strafgesetzbuch nicht schuldfähig, daher strafrechtlich nicht verantwortlich. Somit gibt es im strafrechtlichen Sinne keine Kriminalität der Kinder. Von Kinderkriminalität wird jedoch deshalb gesprochen, weil Kinder durch ihre Handlungen objektiv Tatbestande des Strafgesetzbuches erfüllen können.
Für die jugendlichen Täter sind in erster Linie Verwarnung, Erziehungsmaßnahmen, Weisungen, Auferlegung besonderer Pflichten, Jugendarrest, Jugendstrafe von 6 Monaten bis 5 Jahre (für Jugendliche) und bis 10 Jahre (für Heranwachsende) vorgesehen.


Die Arten der Verbrechen.

	Das Verbrechen existiert nur in der Form menschlicher Handlungen. Die verbrecherische Handlung unterscheidet sich durch ihre Eigenschaften von allen anderen Handlungen. Die bestimmende Eigenschaft des begangenen Verbrechens ist seine Gesellschaftsgefährlichkeit. Die Verbrechen gefährden die bestehende Staats-und Gesellschaftsordnung und die Interessen der Staatsbürger 
Die Verbrechen zeigen sich in verschiedenen Kriminalitätsformen. Beispielhaft seien hier genannt: 
	-Korruption/Bestechung 
	-Wirtschaftskriminalität (verschiedene Arten) 
	Die ganze Gesamtheit von konkreten Verbrechen, die im Bereich der Wirtschaft begangen werden, wird eingeteilt in: 1) Verbrechen, die im Bereich der gesellschaftlichen Produktion begangen werden (Industrie, Landwirtschaft, Versorgung, Dinstleistungen u.a.), z.B. die Urkundenfälschung, illegales Unternehmen, Devisenverbrechen, Verbraucherbetrug u.a, und
 2) Verbrechen, die im Bereich der wirtschaftlichen Verhaltnisse zwischen einzelnen Bürgern begangen werden, z.B. der Diebstahl, der Raub, die Plünderung, die Erpressung, der Betrug u.a.
	- Umweltkriminalität, insbesondere die illegale Sondermüllbeseitigung
	- Organisierte Kriminalität im Zusammenhang  mit  Ausländern (illegale Arbeitenehmerüberlassung , Menschenhandel)
	- Organisierte Prostitution und Menschenhandel
	- Nurklearkriminalität 
	- Rauschgiftkriminalität
	- Schutzgelderpressung
	- Illegales Glückspiel
          - Herstellung und Verbreitung von Falschgeld
	- Illegaler Waffenhandel.
	Da jede verbrecherische Handlung eine strafbare Handlung darstellt , wird sie durch die entsprechenden Staatsorgane bestraft .


Organisierte Kriminalität

Organisierte Kriminalität ist die von Gewinn1-oder Machtstreben2  bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit3  von erheblicher Bedeutung sind, wenn mehr als zwei Beteiligte4 auf längere oder unbestimmte Dauer zusammenwirken. Weitere Indikatoren der OK sind: a) Verwendung gewerblicher5 oder geschäftsähnlicher Strukturen, b) Anwendung von Gewalt6  oder anderer zur Einschüchterung7 geeigneter Mittel, c)Einflußnahme8 auf Politik, Medien9, öffentliche Verwaltung, Justiz oder Wirtschaft. OK umfaßt nicht Straftaten des Terrorismus.
	Organisierte Kriminalität wird zur Zeit vorwiegend10 in den folgenden Kriminalbereichen festgestelt:
	-Rauschgifthandel und –schmuggel11
	-Waffenhandel und -schmuggel
	-Kriminalität im Zusammenhang12 mit dem Nachtleben vor allem Zuhälterei13, Prostitution, Menschenhandel, illegales Glück-14  und Falschspiel
	-Schutzgelderpressung15
	-unerlaubte Arbeitsvermittlung16 und Beschäftigung
	-illegale Einschleusung17 von Ausländern
Warenzeichenfälschung18 (Markenpiraterie)
	-Goldschmuggel
	-Kapitalanlagebetrug19
	-Fälschung und Mißbrauch20 unbarer21
	Zahlungsmittel
	-Herstellung und Verbreitung von Falschgeld
	-Verschiebung22 insbesondere hochwertiger Kraftfahrzeuge und von LKW-, Container- und Schiffsladungen
	-Einbruchsdiebstahl in Wohnungen mit anschließender zentraler Beuteverwertung23.
Die Verfolgung der OK ist ein wichtiges Anliegen der Allgemeinheit24. Es ist eine zentrale Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden, dieser Erscheinungsform der Kriminalität wirksam zu begegnen. Aufklärungserfolge kann man erreichen, wenn Staatsanwaltschaft und Polizei besonderseng und vertrauensvoll zusammenarbeiten. Notwendig ist auch die Zusammenarbeit mit anderen Stellen, insbesondere den Justizvollzugsanstalten, den Finanz-und Zollbehörden25.


Grundrechte in deutschen Verfassungen

Die Geschichte verfassungsmäßig verbriefter Grundrechte in Deutschland beginnt mit dem Verfassungsentwurf der Frankfurter Nationalversammlung von 1848/49. Der Grundrechtskatalog sollte der Kern einer neuen Staatsverfassung werden und enthielt alle wichtigsten Freiheits- und Bürgerrechte: Freiheit der Person, Freiheit der Meinungsäußerung, Glaubens- und Gewissensfreiheit, Versammlungs- und Koalitionsfreiheit, Gleichheit aller Deutschen vor dem Gesetz, Freizügigkeit innerhalb des Reichsgebietes, Berufsfreiheit, Unverletzlichkeit des Eigentums.
Viele Formulierungen sind von erstaunlicher Aktualität. Zum Beispiel stellte Artikel III § 10 fest, die Wohnung sei unverletzlich, eine Haussuchung sei nur aufgrund eines richterlichen Befehls zulässig. In § 9 findet sich die Erklärung, die Todesstrafe sei abgeschafft. Sie war es jedoch nicht, und auch die anderen Grundrechte wurden nicht Wirklichkeit: der Verfassungsentwurf der Frankfurter Nationalversammlung trat nie in Kraft.
Die Reichsverfassung von 1871 enthielt keinen Grundrechteteil. An die Tradition der Frankfurter Nationalversammlung knüpft die Verfassung der Weimarer Republik mit ihrem Grundrechtskatalog an1. Er enthielt die wesentlichen Bürger- und Menschenrechte, die auch im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland aufgestellt sind. Dabei traten zum ersten Mal in deutscher Geschichte neben die liberalen Grundrechte als Abwehrrechte gegen den Staat die sozialen Grundrechte.
Im Abschnitt über das „Gemeinschaftsleben" wurde der Familie besondere Fürsorge zugesagt. Mutterschaft sollte den Anspruch auf Schutz und Fürsorge des Staates haben (Art. 119). Auch um die Erziehung versprach der Staat sich zu kümmern und dabei besonders den unehelichen Kindern Hilfe zu gewähren (Art. 120). Im Abschnitt „Bildung und Schule" versprach der Staat der Wissenschaft, Kunst und Lehre seinen Schutz (Art. 132), garantierte ein umfassendes Schulwesen (Art. 144) und versprach jedem Schulabgänger die Aushändigung eines Verfassungstextes (Art. 148).
Keine Verfassung der westlichen Staaten besaß großzügigere sozialstaatliche Versprechen. Allerdings waren diese Grundrechtsgarantien nur Programmsätze ohne unmittelbare Geltung, die erst durch den Gesetzgeber zu verwirklichen waren. Der Niedergang der Weimarer Republik und die Machtübernahme durch die Nationalsozialisten bedeuteten auch das Ende der staatlichen Grundrechtsgarantie.
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